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1. Umweltrecht

ÅBergrecht

ÅWasserrecht

ÅWaldrecht

ÅNaturschutzrecht

ÅImmissionsschutzrecht

ÅBodenschutzrecht

ÅAbfallrecht (Kreislauf-
wirtschaftsrecht)

ÅΧ

ÅSächsUIG?
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Leistungsprofilder Braunkohlesanierung

18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 5



2. Bergrecht
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Bergrechtsgeschichte

Å Das BBergG baut auf alten bergrechtlichen 
Strukturen in Deutschland auf. 

Å Das alte, vormoderne Bergrecht sprach 
die Bodenschätze der Krone, d.h. im 
Gebiet des heutigen Deutschlands den 
damaligen Landesherren, zu (sog. 
Bergregal). Aus dem Bergregal abgeleitete 
Bergbauberechtigungen wurden von der 
Krone gegen Abgaben an 
Bergbauunternehmer verliehen. 

Å Dabei standen der fiskalische Zweck der 
Einnahmeerzielung sowie die 
weitestgehende wirtschaftliche 
Ausnutzung der natürlichen Ressourcen 
im Vordergrund. Jedoch konnte die Krone 
auch Auflagen zur Nutzungsausübung, 
etwa zur Ressourcenschonung, erlassen.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 
471)

Å Mit fortschreitender Industrialisierung 
zeigte sich zunehmend die Unzeitgemäß-
heit dieses Regulierungsansatzes: 

Å Im Jahr 1865 wurde mit dem Allgemeinen 
Bergrecht für die Preußischen Staaten 
das erste umfassende moderne 
Berggesetz auf dem Gebiet des heutigen 
Deutschlands geschaffen, welches die 
Struktur des Bundesberggesetzes 
wesentlich vorgeprägt hat. 

Å Das Bergregal der Krone wurde 
abgeschafft und der Bergbau zum 
Gegenstand eines öffentlich-rechtlichen 
Bewirtschaftungsregimes mit grund-
sätzlichem Anspruch auf Verleihung von 
Bergwerkseigentum (bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen) gemacht.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 
472)
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2. Bergrecht

Á Bergrecht = die Gesamtheit der 
rechtlichen Regelungen, die 
insbesondere das Aufsuchen, 
Gewinnen und Aufbereiten von 
Bodenschätzen, d.h. die Tätigkeiten 
des Bergbaus i. e. S., sowie die 
diesbezügliche Vorbereitung und 
Nachsorge zum Gegenstand haben 
(vgl. § 1 BBergG)

Á Über den Bergbau i. e. S. als 
Kerngegenstand des Bergrechts 
hinaus befasst sich das Bergrecht 
zudem mit sonstigen unterirdischen 
Raumnutzungen, etwa die Errichtung 
unterirdischer Speicher (vgl. etwa § 2 
Abs.2 Nr.1 u. 2 BBergG sowie das 
KSpG).

Å 1982: Bundesberggesetz (BBergGύ Ҧ 
einheitliches, wenn auch nicht 
abschließendes Regelungsregime

Å bestimmte Kiese, Sande und Steine: 
weiterhin in den Abgrabungsgesetzen 
und anderen Rechtsvorschriften der 
Länder geregelt (außer unter Tage 
oder im Bereich des Festlandsockels 
sowie des Küstenmeeres)

Å Richtlinie 85/337/EWG zur 
Einführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
für bestimmte bergbauliche 
Tätigkeiten
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§ 2 BBergG: Geltungsbereich

sachlich
1. Bergbau i. e. S. (Bodenschätze) und 

Bergbausanierung

2. Untergrundspeicher(Anlagen zur 
unterirdischen behälterlosen 
Speicherung von Gasen, Flüssigkeiten 
und festen Stoffen mit Ausnahme von 
Wasser (vgl. § 3 IX BBergG), § 126 
BBergG; unterirdische Speicherung von 
Kohlenstoffdioxid: KSpG

3. Sonstige Tätigkeiten und Einrichtungen, 
§§ 127 ff. BBergG: mehr als 100 m tiefe 
Bohrungen, alte Halden, 
Versuchsgruben, bergbauliche 
Ausbildungsstätten, Besuchsbergwerke, 
unterirdische Hohlraumbauten, 
Hauptstellen für das 
Grubenrettungswesen

räumlich
Å Der räumliche Geltungsbereich des 

BBergG wird in § 2 III BBergG bestimmt: 

Å Dieses gilt im Inland wie auch für die 
meisten bergbaurelevanten Tätigkeiten im 
Bereich des deutschen Festlandsockels, 
allerdings nur soweit Völkerrecht dem 
nicht entgegensteht.

Å Besondere Vorschriften für den 
Festlandsockel enthalten die §§132ς137 
BBergG.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 
488)
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2. Bergrecht: 
Bergfreie und grundeigene Bodenschätze

Bergfreie Bodenschätze
Å Bergfreie Bodenschätze werden nicht vom 

bürgerlich-rechtlichen Grundeigentum erfasst 
(§ 3 II 2 BBergG). 

Å Ungefördert sind sie zunächst herrenlose αDǸǘŜǊ 
ŘŜǊ !ƭƭƎŜƳŜƛƴƘŜƛǘάΣ ŜƘŜ ŘŜǊ όǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘ-rechtlich) 
Gewinnungsberechtigte sie sich aneignen darf. 
Bergfreie Bodenschätze werden in § 3 III BBergG 
abschließend aufgezählt: Zu ihnen gehören u.a. 
bestimmte Erden, Metalle und Mineralien, aber 
etwa auch Kohlenwasserstoffe (Erdöl und 
Erdgas), Stein- und Braunkohle. 

Å Zur Gewinnung bergfreier Bodenschätze 
gehören somit v. a. die Kohleförderung über 
und unter Tage sowie die Erdölförderung und 
die Ausbeutung von Steinbrüchen. Als 
bergfreier Bodenschatz gilt u.a. auch die 
Erdwärme (Geothermie).

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 476-478)

Grundeigene Bodenschätze
In § 3 II bis IV BBergG wird eine grundlegende 
Unterscheidung zwischen 

- grundeigenen Bodenschätzen, die im Eigentum 
des Grundeigentümers stehen und nicht 
bergfrei sind, und

- bergfreien Bodenschätzen 

getroffen. Beide Kategorien von Bodenschätzen 
werden vom Geltungsbereich des BBergG erfasst; die 
Unterschiede betreffen insbesondere die bürgerlich-
rechtliche Eigentumslage.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 476)
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2. Bergrecht: 
Bergfreie und grundeigene Bodenschätze

Bergfreie Bodenschätze

Å wirtschaftlich interessanter

Å wird nicht Grundeigentum 
zugerechnet, sondern das Recht 
zu ihrer Aneignung in einem 
eigenständigen 
Verwaltungsverfahren 
(Berechtigungsverfahren) vor 
Erteilung von 
Betriebsgenehmigungen 
übertragen

Å Abgabenpflichten!

Grundeigene Bodenschätze

Å Grundeigene Bodenschätze 
werden in § 3 IV BBergG genannt: 
Zu ihnen zählen etwa Bauxit und 
Kaolin.

Å Grundeigene Bodenschätze 
unterfallen dem Grundeigentum; 
allerdings gelten dennoch die 
öffentlich-rechtlichen 
Einschränkungen des BBergG.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, 
§ 11 Rn. 476-478)
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Bergbauberechtigung: Erfordernis

Bergfreie Bodenschätze
Á Wer bergfreie Bodenschätze (§ 3 III 

BBergG) aufsuchen will, bedarf gemäß § 6 
S.1 Fall 1 BBergG der Erlaubnis

Á wer bergfreie Bodenschätze gewinnen 
will, bedarf der Bewilligung oder des 
Bergwerkseigentums (§ 6 S.1 Fall 2 
BBergG). 

Die drei Rechtsinstitute (Erlaubnis, 
Bewilligung, Bergwerkseigentum) lassen sich 
unter dem Begriff Bergbauberechtigungen 
όŀǳŎƘΥ αKonzessionάύ ȊǳǎŀƳƳŜƴŦŀǎǎŜƴΦ 
Dementsprechend ist der zweite Teil des 
BBergG, der mit § 6 beginnt, so überschrieben.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 
489)

Grundeigene Bodenschätze
Å Für grundeigene Bodenschätze (§ 3 IV 

BBergG) bedarf es keiner 
Bergbauberechtigung. 

ü Das Recht, auf seinem Grundstück 
grundeigene Bodenschätze aufzusuchen, 
zu gewinnen und die dazu erforderlichen 
Einrichtungen zu schaffen, ist an sich 
schon Inhalt des Grundeigentums selbst. 

Å Ergänzende Regelungen enthält § 34 
BBergG.

ü Zur tatsächlichen Ausführung des 
Vorhabens ist jedoch über eine 
Bergbauberechtigung hinaus die 
Zulassung eines Betriebsplans erforderlich 
(vgl. §§50 ff. BBergG).
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Arten der Bergbauberechtigung

Å Die bergrechtliche Erlaubnis nach § 7 
BBergG gewährt das ausschließliche 
Recht, nach den Vorschriften des 
Bundesberggesetzes in einem bestimmten 
Feld (Erlaubnisfeld) Bodenschätze 
aufzusuchen.

Å  Die Bewilligung nach § 8 BBergG gewährt 
insbesondere das Recht, in einem 
bestimmten Feld (Bewilligungsfeld) 
Bodenschätze aufzusuchen, zu gewinnen, 
das Eigentum an ihnen zu erwerben und 
dafür entsprechende Einrichtungen zu 
errichten und zu betreiben.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 
492)

Å Das Bergwerkseigentum nach § 9 BBergG 
berechtigt zur Ausübung derselben Tätig-
keit wie die Bewilligung (§ 9 I BBergG). Es 
unterscheidet sich also insoweit inhaltlich 
nicht von ihr, sondern baut gemäß § 13 
Nr. 1 BBergG sogar auf einer bereits 
vorhandenen Bewilligung auf. 

Å Der Unterschied besteht vielmehr darin, 
dass das subjektiv-öffentliche Recht auf 
Aufsuchung und Gewinnung bestimmter 
Bodenschätze in ein grundstücksgleiches 
Recht (des Bürgerlichen Rechts) überführt 
wird (wie sich aus § 9 I 1 Hs. 2 BBergG 
ergibt). 

Å Nach h.A. entsteht Bergwerkseigentum 
unbelastet von Nebenbestimmungen wie 
z.B. Auflagen, die bei Bewilligungen zuläs-
sig sind, und ist diesen auch nachträglich 
(vgl. § 16 III BBergG) nicht zugänglich.
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Bergbauberechtigung: 
Erteilungsvoraussetzungen

Die Erteilungsvoraussetzungen für 
Bergbauberechtigungen sind nur negativ 
geregelt. 

Á Die Erlaubnis muss aus den in § 11 BBergG 
genannten Gründen versagt werden. 

Á Für die Bewilligung gelten gem. § 12 I 1 
BBergG die § 11 Nr.1 u. Nr.6 bis 10 BBergG 
entsprechend. § 12 I 2 BBergG enthält für die 
Bewilligung darüber hinaus vier weitere 
±ŜǊǎŀƎǳƴƎǎƎǊǸƴŘŜΦ 5ƛŜ ΰUmwandlungΨ ŜƛƴŜǊ 
Erlaubnis in eine Bewilligung wird in § 12 II 
BbergG geregelt. 

Á Versagensgründe hinsichtlich der Verleihung 
von Bergwerkseigentum enthält § 13 
BBergG; über § 13 Nr.1 BBergG ist 
insbesondere das Vorliegen einer Bewilligung 
notwendig.

Å Liegen keine Versagensgründe vor, so hat der 
Antragsteller einen Rechtsanspruch auf 
Erteilung der entsprechenden 
Bergbauberechtigung. Bei den §§6 ff. 
BBergG handelt es sich der Normstruktur 
nach somit um ein präventives Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt. Zu beachten ist, dass die 
Versagensgründe zwar einerseits 
vergleichsweise detailliert ausgestaltet sind, 
andererseits aber unbestimmte 
Rechtsbegriffe enthalten (vgl. insbesondere 
§ 11 Nr.10 BBergG).

Å  Nach § 11 Nr.10 BBergG ist die Erlaubnis 
(sowie nach § 12 I 1 i. V. m. § 11 Nr.10 
BBergG auch die Bewilligung) zu versagen, 
wenn überwiegende öffentliche Interessen 
die Aufsuchung im gesamten zuzuteilenden 
Feld ausschließen. Hier ist eine Abwägung 
zwischen volkswirtschaftlich-bergbaulichen 
Belangen und anderen öffentlichen 
Interessen vorzunehmen.

18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 14



Rudolf von Jhering

(1818 - 1892) = deutscher Rechtswissenschaftler, 
erster Vertreter eines juristischen Naturalismus, 
der das Recht kausalgesetzlich aus der Wirklichkeit 
der Gesellschaft erklärt.

ĂIn Deutschland 

ist alles verboten , 

was nicht erlaubt ist;

in England 

ist alles erlaubt , 

was nicht verboten ist;

in Rußland  

ist alles erlaubt, 

was verboten ist.ñ
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Bergbauberechtigung: Bestehende 
umweltrechtliche Schutzverordnungen
Å Zunächst stellt sich in diesem Zusammenhang 

die Frage, wie sich die Existenz einer 
umweltrechtlichen Schutzgebietsverordnung in 
der Abwägung innerhalb von § 11 Nr.10 BBergG 
auswirkt. Durch solche Rechtsverordnungen 
können insbesondere Natur- und 
Landschaftsschutzgebiete (§§22 ff. BNatSchG) 
ŜƛƴǎŎƘƭƛŜǖƭƛŎƘ αbŀǘǳǊŀ нлллά-Schutzgebiete 
(§§31 ff., 32 II BNatSchG) sowie 
Wasserschutzgebiete (§§51 f. WHG) und 
immissionsschutzrechtliche Schutzgebiete (§ 49 
BImSchG) festgesetzt werden.

Å Durch eine Unterschutzstellung sind häufig bes-
timmte Tätigkeiten innerhalb eines Schutzgebie-
tes verboten (vgl. §§23, 33 BNatSchG, § 52 
WHG, § 49 BImSchG). Hierzu können gerade 
auch bergbauliche Aktivitäten zählen.

Å Fraglich ist, wie sich eine gesetzliche Befreiungs-
möglichkeit von solchen Verboten (vgl. etwa 
§ 67 I 1, § 34 III BNatSchG; § 52 I 2 u. 3 WHG) 
auf die Anwendung des bergrechtlichen Versa-
gungsgrunds in § 11 Nr.10 BBergG auswirkt.
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Bergbauberechtigung: 
αDŜǎŀƳǘŜǎ ȊǳȊǳǘŜƛƭŜƴŘŜǎ CŜƭŘά

Å Die zweite Frage, die bei der Abwägung der Belange des 
Umweltschutzes, insbesondere des Naturschutzes, und 
derjenigen des Bergbaues innerhalb § 11 Nr.10 BBergG 
ŀǳŦǘǊƛǘǘΣ ōŜǘǊƛŦŦǘ Řŀǎ ¢ŀǘōŜǎǘŀƴŘǎƳŜǊƪƳŀƭ αƛƳ ƎŜǎŀƳǘŜƴ 
ȊǳȊǳǘŜƛƭŜƴŘŜƴ CŜƭŘάΦ 5ŜƳ ²ƻǊǘƭŀǳǘ ŘŜǎ § 11 Nr.10 
BBergG nach greift der Versagungsgrund nur dann, wenn 
die überwiegenden öffentlichen Interessen die 
Aufsuchung der Bodenschätze im gesamten 
zuzuteilenden Feld ausschließen.

Å Das Tatbestandmerkmal wurde früher von der 
allgemeinen Meinung restriktiv ausgelegt. Sie bejahte 
den Versagungsgrund des § 11 Nr.10 BBergG nur in 
Fällen, in denen die schützenswerten öffentlichen 
Belange sich räumlich vollständig auf das Gesamtfeld, 
d. h. auf jeden Quadratmeter erstreckten.

Å Seit dem Urteil des VGH Mannheim, der über das 
Uranabbaugebiet Menzenschwand in Baden-
Württemberg zu befinden hatte, ist eine andere Ansicht 
herrschend geworden. Danach soll es für die Bejahung 
des Versagungstatbestandes in § 11 Nr.10 BBergG 
genügen, wenn ein nur punktuell vorliegendes Interesse 
so beschaffen ist, dass es sich auf das gesamte 
Bergbaufeld auswirken kann, ungeachtet dessen, ob sich 
das Schutzgebiet räumlich mit dem Abbaugebiet 
(vollständig) deckt.
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Bergbauberechtigung: Einfluss der 
ΰwƻƘǎǘƻŦŦǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎƪƭŀǳǎŜƭΨ

Die dritte  entscheidende Fragestellung betrifft die 
Abwägung innerhalb des Versagungsgrunds des § 11 
Nr.10 BBergG selbst. Auf Seiten der bergbaulichen 
Belange könnte die ς etwas missverständlich sog. ς 
ΰwƻƘǎǘƻŦŦǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎƪƭŀǳǎŜƭΨ ŘŜǎ § 48 I 2 BBergG zu 
berücksichtigen sein. Danach ist dafür Sorge zu tragen, 
dass die Aufsuchung und Gewinnung [von 
Bodenschätzen] so wenig wie möglich beeinträchtigt 
werden. Dieses Abwägungsgebot gilt zwar nicht direkt 
für Abwägungen im Rahmen der Erteilung oder 
Verleihung von Bergbauberechtigungen, gibt aber 
grundsätzlich die einer Abwägung zugrunde zu legenden 
Bewertungsgesichtspunkte vor.

5ƛŜ ΰwƻƘǎǘƻŦŦǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎƪƭŀǳǎŜƭΨ ǎƻƭƭ ƴŀŎƘ ǾŜǊōǊŜƛǘŜǘŜǊ 
Ansicht zum Ausdruck bringen, dass die Sicherheit der 
Rohstoff- und Energieversorgung als ein 
Gemeinschaftsinteresse höchsten Ranges, ein von der 
jeweiligen Politik des Gemeinwesens unabhängiges, 
ΰŀōǎƻƭǳǘŜǎΨ DŜƳŜƛƴǎŎƘŀŦǘǎƎǳǘ ƎƛƭǘΦ 5ŜƳŜƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴŘ ƛǎǘ 
bei der Abwägung zugunsten der Rohstoffsicherung zu 
berücksichtigen, dass die möglichst optimale Erforschung 
und Nutzung heimischer Lagerstätten sichergestellt ist.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 511-513)

Bei der Anwendung von Schutzvorschriften ist 
ƴŀŎƘ ŘŜǊ ΰRohstoffsicherungsklauselΨ ŘŜǎ § 48 I 2 
BBergG dafür Sorge zu tragen, dass Aufsuchung 
und Gewinnung von Bodenschätzen so wenig wie 
möglich beeinträchtigt werden. 

Daraus wollen manche einen Abwägungsvorrang 
zugunsten der bergbaulichen Vorhaben ableiten. 

Er soll dazu führen, dass die in § 11 Nr.10 BBergG 
erwähnten öffentlichen Belange wie der hier in 
Rede stehende Umwelt- und insbesondere 
Naturschutz nur dann einem Bergbauprojekt 
entgegenstehen können, wenn sie dessen 
Interesse überwiegen. 

Bei Gleichgewichtigkeit der Interessen müsse das 
Abwägungsergebnis zugunsten des Bergbaus 
ausfallen. 

Freilich verlangt der Wortlaut des § 11 Nr.10 
BBergG als solcher bereits das Vorliegen 
αüberwiegende[r] öffenlicheώǊϐ LƴǘŜǊŜǎǎŜƴάΦ
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Bergbauberechtigung: Einfluss der 
ΰwƻƘǎǘƻŦŦǎƛŎƘŜǊǳƴƎǎƪƭŀǳǎŜƭΨ

5ƛŜǎŜ !ƴǎƛŎƘǘ ƪŀƴƴ ǎƛŎƘ ŘŀǊŀǳŦ ǎǘǸǘȊŜƴΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ ²ƻǊǘŜ αǎƻ 
ǿŜƴƛƎ ǿƛŜ ƳǀƎƭƛŎƘ ōŜŜƛƴǘǊŅŎƘǘƛƎŜƴά ƛƴ § 48 I 2 BBergG ein 
Optimierungsgebot (bzw. nach neuerer Terminologie eine 
Abwägungsdirektive) zugunsten des Bergbaus zum Ausdruck 
bringen. Das stärkt das Gewicht des erfassten Belangs 
gegenüber einfachen Planungsbelangen, nicht aber gegenüber 
Belangen, die Gegenstand eines anderen Optimierungsgebots 
(Abwägungsdirektive) sind. Treffen also zwei gegenläufige 
Belange aufeinander, denen jeweils ein Optimierungsgebot 
(Abwägungsdirektive) zur Seite steht, so ist die Abwägung 
ǿƛŜŘŜǊ ΰƻŦŦŜƴΨΣ ŘΦh. nicht durch gesetzgeberische Wertungen 
in die eine oder andere Richtung vorgeprägt. 

Die Belange von Natur und Landschaft oder übrige Umwelt-
schutzbelange können ihrerseits als Gegenstand eines Opti-
mierungsgebots (Abwägungsdirektive) begriffen werden, 
wenn sie durch eine Schutzverordnung eine rechtliche Auf-
wertung erfahren haben. Außerdem steht dem Umweltschutz 
mit der Staatsziel- und -strukturbestimmung des Art. 20a GG 
eine verfassungsstarke Anerkennung zur Seite. Infolgedessen 
sind die einfachgesetzlichen Abwägungsprozesse möglichst zu 
seinen Gunsten auszuüben. Insgesamt ist im Falle des § 11 
Nr.10 BBergG eine Einzelfallabwägung zwischen den abstrakt 
jeweils besonders anerkannten Bergbau- und 
Umweltbelangen unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Betroffenheit der Belange ohne abstrakte Abwägungspriorität 
zugunsten eines der beiden vorzunehmen.

Bei dem Erlass einer Schutzgebietsverordnung ist die 
ΰRohstoffsicherungsklauselΨ ŘŜǎ § 48 I 2 BBergG ς anders als 
bei der Anwendung der Vorgaben einer bereits bestehenden 
Schutzverordnung ς nicht, auch nicht sinngemäß, 
anzuwenden. Gegen die Anwendung spricht schon der 
Wortlaut des § 48 I 2 BBergG. Danach ist bei Anwendung (und 
ƴƛŎƘǘ ōŜƛƳ 9Ǌƭŀǎǎύ αŘƛŜǎŜǊάΣ ŘΦh. der in § 48 I 1 BBergG 
genannten Vorschriften, dafür Sorge zu tragen, dass die 
Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen so wenig wie 
möglich beeinträchtigt werden. Auch aus der § 48 I 1 BBergG 
unterliegenden ratio der Aufrechterhaltung 
außerbergrechtlicher Vorschriften folgt, dass § 48 I 2 BBergG 
nicht beabsichtigt, auf die Normgebung, sondern nur auf die 
Normanwendung einzuwirken. 

Das heißt freilich nicht, dass bei dem Erlass einer 
Schutzgebietsverordnung auf die Interessen des Bergbaus 
keine Rücksicht zu nehmen wäre. Zum einen können sie den 
Bestandsschutz des Eigentumsgrundrechts aus Art.14 Abs.1 
GG mit all seinen Rechtsfolgen ς insbesondere ist hier auf 
Entschädigungspflichten hinzuweisen ς für sich in Anspruch 
nehmen. Zum anderen gebietet das Übermaßverbot (der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit), die bergbaulichen 
Belange in den Entscheidungsprozess, der der 
Schutzgebietsausweisung vorhergeht, mit einzubeziehen. 
Unterbleibt diese Abwägung, kann das zur Rechtswidrigkeit 
der betreffenden Schutzgebietsverordnung führen.
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Bergbauberechtigung: 
Widerruf zu Umweltschutzzwecken
Wenn es zu Konflikten zwischen Belangen des 
Bergbaus und solchen des Umweltschutzes kommt, 
stellt sich die Frage, ob und ggf. unter welchen 
Bedingungen eine bergrechtliche Berechtigung 
widerrufen werden kann. Zwar finden grundsätzlich 
die Vorschriften des VwVfG ς also auch §§48 f. ς 
Anwendung auf die Ausführung des 
Bundesberggesetzes (§ 5 BBergG). 

Die in § 5 BBergG angeordnete Anwendung der 
Verwaltungsverfahrensgesetze bei Vollzug des 
Bundesberggesetzes gilt allerdings nur, wenn keine 
bergbaurechtlichen Spezialregelungen vorliegen. 

Eine solche Spezialvorschrift für den Widerruf 
bergbaulicher Berechtigungen enthält § 18 BBergG.

Zusammengefasst kennt das Gesetz demnach

- den Widerruf wegen nachträglichen Eintritts 
oder Änderung von Tatsachen, die zur 
Versagung des zu widerrufenden Bescheids 
hätten führen müssen (§ 18 Abs.1 BBergG) und

- den Widerruf, weil die Aufsuchung bzw. 
Gewinnung von Bodenschätzen nicht binnen 
einer bestimmten Frist durchgeführt oder 
längerfristig unterbrochen wird (§ 18 Abs.2ς4 
BBergG).
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Bergbauberechtigung: 
Widerruf zu Umweltschutzzwecken
Für den Umweltschutz ist unmittelbar lediglich 
der erste Widerrufsgrund der nachträglichen 
Tatsachenveränderung nach § 18 Abs.1 BBergG 
von Belang. Hiernach sind (obligatorisch!) 
Erlaubnis und Bewilligung zu widerrufen, wenn 
nach deren Erteilung neue, der ursprünglichen 
Genehmigung entgegenstehende Tatsachen 
eingetreten sind, sich also die tatsächlichen 
Verhältnisse, die der Erteilung zugrunde lagen, 
geändert haben. § 18 I BBergG ähnelt § 49 II 1 
Nr.3 VwVfG.

Aus natur- und landschaftsschutzrechtlicher Sicht 
wäre als Anwendungsfall des § 18 Abs.1 BBergG 
beispielsweise daran zu denken, dass in dem För-
dergebiet nach der Genehmigungserteilung be-
sonders bedeutsame Fossilien aufgefunden wer-
den (vgl. § 23 I Nr.2 BNatSchG). Ein solcher Fund 
wäre eine Tatsache i.S.v. § 18 Abs.1 BBergG.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 518, 
519, beck-online)
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Bergbauberechtigung: 
Widerruf zu Umweltschutzzwecken

Erheblich bedeutsamer ist allerdings die Frage, ob 
auch ein Widerruf wegen nachträglicher 
Veränderung der Rechtslage in Betracht kommt, 
wie das etwa beim Erlass einer 
Naturschutzverordnung, die auf bereits 
bestehende Bergbauberechtigungen trifft, der 
Fall ist. 

Da das Bundesberggesetz zu dieser Frage keine 
Aussage enthält, stellt sich die Frage, ob insoweit 
ein Rückgriff auf die allgemeine Regelung des 
§ 49 II 1 Nr.4 VwVfG (und die ihm 
entsprechenden landesrechtlichen Regelungen) 
in Betracht kommt, die für diese Fälle die 
Möglichkeit des Widerrufs unter bestimmten 
Voraussetzungen vorsieht (gegen 
Entschädigung!). 

Die Anwendung dieser Vorschrift auf Fälle des 
Bergrechts ist umstritten. Indes kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass das BBergG insoweit 
die Regelungen des VwVfG ausschließen wollte.
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α²ƛƴŘƘǳƴŘǇǊƛƴȊƛǇά

Å mit Antragstellung: grundsätzlich 
Anspruch auf Erteilung von 
Aufsuchungserlaubnissen, 
Gewinnungsbewilligungen oder der 
Verleihung von Bergwerkseigentum

Å kein Ermessen der Bergbaubehörde

Å keine Beteiligung der Öffentlichkeit

Å Gewinnung des Bodenschatzes ohne 
Zugriff auf fremde Grundstücke nicht 
möglich: Gewinnungsbewilligung 
gewährt das Recht, die spätere 
Grundabtretung (bergrechtliche 
Enteignung) zu verlangen
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2. Bergrecht: Betriebspläne

Die rechtlichen Besonderheiten des 
Betriebsplanverfahrens folgen den technischen 
Gegebenheiten im Bergbau. Hier lassen sich 
Einrichtungs- und Betriebsphase nicht klar voneinander 
abgrenzen. Errichten und Führen eines Bergbaubetriebs 
gehen ineinander über und laufen parallel 
nebeneinander. 

Beim Abteufen (d. h. Errichten eines Schachts senkrecht 
nach unten) z.B. für einen Steinkohlebergbau handelt es 
sich schon um einen Gewinnungsbetrieb im 
bergrechtlichen Sinne (§ 4 II BBergG: Lösen von 
Bodenschätzen einschließlich der damit 
zusammenhängenden vorbereitenden Tätigkeiten); der 
Gewinnungsbetrieb wird errichtet, zugleich aber auch 
schon geführt. 

Ist der Schacht abgeteuft und arbeitet man schon in den 
Quertrieben am Abbau der Kohleflöze, wird der 
Gewinnungsbetrieb immer noch weiter errichtet, denn 
er schreitet voran. Er wird aber zugleich auch geführt. 
Es gibt also keinen Abschluss der Errichtungsphase, mit 
dem eine Betriebsphase begänne. Die Errichtung endet 
vielmehr erst gleichzeitig mit dem Betrieb. Diese den 
Gewinnungsbetrieb kennzeichnende Vorgehensweise hat 
die Rechtsinstitute des Betriebsplanverfahrens geprägt.

Dem stufenweisen bergbaulichen Vorgehen entsprechen gem. 
§§52, 53 BBergG verschiedene Betriebsplanarten: Dies sind der vor 
allem den Standort und das Konzept betreffende 
Rahmenbetriebsplan (möglicherweise auch mehrere), eine Folge 
von Hauptbetriebsplänen, ergänzt durch Sonderbetriebspläne, für 
Errichtung und Betrieb und ein Abschlussbetriebsplan:

Á Hauptbetriebspläne geben gem. § 52 I 1 BBergG einen 
Überblick über die geplanten Anlagen und Arbeiten für einen 
Zeitraum von in der Regel 2 Jahren.

Á Anlagen oder Tätigkeiten, die sich etwa wegen ihrer Dauer 
nicht für einen Hauptbetriebsplan eignen, werden in 
Sonderbetriebsplänen gem. § 52 II Nr.2 BBergG behandelt.

Á Für die Einstellung eines Betriebs ist gem. § 53 I 1 BBergG ein 
Abschlussbetriebsplan mit beigefügter Betriebschronik (§ 53 
II BBergG) erforderlich.

Insbesondere bei der Neuerrichtung eines Bergwerks oder 
wesentlicher Teile stellen Rahmenbetriebspläne gem. § 52 II Nr.1 
und IIa BBergG das beabsichtigte Vorhaben in einen größeren 
Zusammenhang, etwa in zeitlicher oder planerischer Hinsicht. Gem. 
§ 52 II Nr.1 BBergG kann die zuständige Behörde die Aufstellung 
eines Rahmenbetriebsplans nach pflichtgemäßem Ermessen 
ǾŜǊƭŀƴƎŜƴ όΰErmessens-RahmenbetriebsplanΨύΦ 

Liegen jedoch die Voraussetzungen des § 52 IIa i. V. m. § 57 BBergG 
i. V. m. UVP-V-Bergbau (nämlich die UVP-Pflichtigkeit) vor, so hat 
die Behörde einen Rahmenbetriebsplan zu verlangen 
όΰobligatorischerRahmenbetriebsplanΨύΦ

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 527-529)
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.ŜǎƻƴŘŜǊƘŜƛǘŜƴ ōŜƛ ΰƻōƭƛƎŀǘƻǊƛǎŎƘŜƴΨ 
Rahmenbetriebsplänen

Å Umweltverträglichkeitsprüfung 
als Teil des 
Planfeststellungsverfahrens 
(seit 1990)

Å Materielle Sachentscheidung 
unter Berücksichtigung der 
Umweltschutzanforderungen

Å (formelle) 
Konzentrationswirkung: andere 
behördliche Entscheidungen sind 
neben der Planfeststellung 
grundsätzlich nicht erforderlich.
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BVerwG Urteil vom 29.06.2006 -
BVerwG 7 C 11.05

Leitsatz:

§ 48 Abs.2 Satz1 BBergG entfaltet 
schon bei der Zulassung eines 
Rahmenbetriebsplans für einen 
Tagebau drittschützende Wirkung zu 
Gunsten der Eigentümer, deren 
Grundstücke für den Tagebau 
unmittelbar in Anspruch genommen 
werden sollen (Abweichung vom 
Urteil vom 14.12.1990 - BVerwG 7 C 
18.90 - Buchholz 406.27 § 55 BBergG 
Nr.3). 
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BVerfG, Urteil des Ersten Senats 
vom 17. Dezember 2013 (Garzweiler)

Leitsätze:

4. Der Garantie effektiven Rechtsschutzes 
gegen Verletzungen der Eigentumsgarantie 
wird nur genügt, wenn Rechtsschutz gegen 
einen Eigentumsentzug so rechtzeitig 
eröffnet wird, dass im Hinblick auf 
Vorfestlegungen oder den tatsächlichen 
Vollzug des die Enteignung erfordernden 
Vorhabens eine grundsätzlich ergebnisoffene 
Überprüfung aller Enteignungsvoraussetzun-
gen realistisch erwartet werden kann.

6. Art. 14 GG schützt den Bestand des 
konkreten (Wohn-) Eigentums auch in dessen 
gewachsenen Bezügen in sozialer Hinsicht, 
soweit sie an örtlich verfestigten 
Eigentumspositionen anknüpfen. 
Art. 14 GG vermittelt den von großflächigen 
Umsiedlungsmaßnahmen in ihrem Eigentum 
Betroffenen einen Anspruch darauf, dass bei 
der Gesamtabwägung das konkrete Ausmaß 
der Umsiedlungen und die mit ihnen für die 
verschiedenen Betroffenen verbundenen 
Belastungen berücksichtigt werden.
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BVerfG, Urteil des Ersten Senats 
vom 17. Dezember 2013 (Garzweiler)
Å Geschützte Eigentümerinteressen können nach 

Auffassung der Senate bereits bei der Zulassung 
eines Rahmenbetriebsplans gerügt werden und 
müssen damit bereits auf dieser Verfahrensstufe 
von der Bergbehörde ermittelt und in die 
Interessenabwägung eingestellt werden. 

Å Es ändert sich jedoch nichts daran, dass die 
ŦŀƪǘƛǎŎƘŜ 9ƴǘǎŎƘŜƛŘǳƴƎ ǸōŜǊ Řŀǎ αObά ŘŜǎ 
Abbaus oftmals zu einem früheren Zeitpunkt 
gefallen ist und Rechtsmittel zum Beispiel gegen 
die Umsiedlung von Betroffenen vor dem 
Hintergrund eines bereits laufenden 
Bergbaubetriebes regelmäßig kaum Aussicht auf 
Erfolg haben dürften.

Å Eine weitergehende Vorverlagerung des 
Rechtsschutzes auf die Verfahrensstufe der 
Berechtigungserteilung könnte geeignet sein, 
die Effektivität des Rechtsschutzes und die 
Rechtssicherheit im bergrechtlichen Verfahren 
insgesamt zu erhöhen. 

Å Dies könnte sich nicht nur zugunsten der 
potentiell Bergbaubetroffenen auswirken, 
sondern auch zu mehr Rechts- und Investitions-
sicherheit für die Bergbautreibenden führen. 
Diese müssen nach bisheriger Rechtslage 
fürchten, dass bereits zugelassene und ggf. seit 
vielen Jahren mit entsprechend erheblichem 
Investitionsaufwand in Betrieb befindliche 
Vorhaben gerichtlich abgeändert oder sogar 
gestoppt werden könnten.

Å Aus Sicht des Umweltschutzes kommt gerade 
auch den nach § 3 UmwRG anerkannten und mit 
Mitwirkungs- und Klagerechten ausgestatteten 
Umwelt- und Naturschutzvereinigungen eine 
wichtige Kontrollfunktion zu. Als professionelle 
Sachwalter von Umweltbelangen können sie 
sich frühzeitig mit umwelt- und naturfachlichen 
Stellungnahmen in das gestufte bergrechtliche 
Zulassungsverfahren einbringen und damit 
einen Beitrag dafür leisten, den Vollzug von 
Umweltschutzvorschriften auch im Bergbau zu 
verbessern.
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Bergrecht und Abfälle

Zur Verfüllung bergbaulicher 
Hohlräume, dem sog. Versatz, 
werden häufig Abfälle verwendet.

Å Die hierbei eingesetzten Abfälle 
können entweder dem Bergbau 
selbst entstammen 

Å oder aber ihrer Herkunft nach 
bergbaufremd sein. 

Å Einen Sonderfall bilden die 
radioaktiven Abfälle.
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Bergrecht und Abfälle: 
Entsorgung bergbaulicher Abfälle

Gemäß § 2 II Nr.7 KrWG gelten die Vorschriften des KrWG 
nicht für Abfälle, die beim Aufsuchen, Gewinnen, 
Aufbereiten und Weiterverarbeiten von Bodenschätzen in 
den der Bergaufsicht unterstehenden Betrieben anfallen, 
ausgenommen Abfälle, die nicht unmittelbar und nicht 
üblicherweise nur bei den genannten Tätigkeiten anfallen 
όǎƻƎΦ αBergbauprivilegάύΦ

ü Als vom Anwendungsbereich des KrWG 
ausgenommene Abfälle kommen somit z.B. Grob- 
und Waschberge, Flotationsabgänge, Asche- und 
Entschwefelungsrückstände aus den der Bergaufsicht 
unterstehenden Feuerungsanlagen, Kalkschlämme 
aus Kokereien, Rückstandssalze, Abfälle aus 
Werkstätten und beim Abbruch von Betriebsanlagen 
entstehender Bauschutt in Betracht.

ü  Dagegen sind z.B. Altöl, Altfahrzeuge, Altbatterien 
und Altakkumulatoren Abfall, der üblicherweise auch 
außerhalb des Bergbaubereichs anfällt und daher 
dem Kreislaufwirtschaftsrecht unterliegt.

Der Versatz von Bergbauabfällen, also von Abfällen i.S.d. 
§ 2 II Nr.7 KrWG, in bergbaulich genutzten Grundstücken 
ist daher nicht nach dem Kreislaufwirtschaftsrecht 
zulassungsbedürftig. Vielmehr ist über die Zulässigkeit 
derartiger Ablagerungen im Rahmen der bergrechtlichen 
Betriebsplanzulassung zu entscheiden.
18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 30



Bergrecht und Abfälle: 
Entsorgung bergbaufremder Abfälle

Bergbauliche Hohlräume werden nicht selten auch für 
die Aufnahme von bergbaufremden Abfällen genutzt. Für 
diese trifft das BBergG keine besondere Regelung, 
sondern es kommt zusätzlich zur Anwendung der 
Vorschriften des KrWG. Danach kommt es darauf an, ob 
der Versatz als Verwertung oder als Beseitigung 
eingestuft wird. Je nach Einstufung sind ς bei 
Verwertung ς § 7 II bis IV, § 8 f. oder ς bei Beseitigung ς 
§§15 f., 28 ff. KrWG einschlägig.

Å Die Einbringung von Abfällen in ein Bergwerk kann 
Verwertung sein, wenn ihr Hauptzweck darauf 
gerichtet ist, dass die Abfälle eine sinnvolle Aufgabe 
erfüllen können, indem sie andere Materialien 
ersetzen, die für diese Aufgabe hätten verwendet 
werden müssen (vgl. nun auch § 3 XXIII 1 KrWG).

Å Die Verfüllung wird unterdessen in § 6 I Nr.4 KrWG 
ausdrücklich als Form der Verwertung anerkannt; 
freilich müssen auch insoweit weiterhin die 
Voraussetzungen des § 3 XXIII 1 KrWG vorliegen.

Å Nach dem BVerwG ist erforderlich, dass die 
eingesetzten Abfälle als solche ς ohne den Einsatz 
von zusätzlichen Bindemitteln ς die nötige 
Festigkeit aufweisen, um eine ordnungsgemäße 
Verfüllung zu ermöglichen.

Ist dies nicht der Fall, liegt Beseitigung vor.

Å Um die Beseitigung von Abfällen handelt es 
sich, wenn die Einlagerung der Abfälle keinen 
bergtechnischen Zweck erfüllt.

Å In diesem Fall kann eine Deponie vorliegen 
(vgl. § 3 XXVII 1 KrWG) und für den Versatz 
eine abfallrechtliche Planfeststellung 
vorzunehmen sein (§§35 II , 36 ff. KrWG).

Å Diese Grundsätze gelten auch, wenn 
bergfremde Abfälle mit bergbaulichen 
Abfällen vermischt werden. Auch in diesem 
Fall müssen die beigemischten bergfremden 
Abfälle einen bergrechtlichen Zweck erfüllen. 
Dienen sie nur dazu, das Volumen des 
Versatzmaterials zu erhöhen oder den 
Transport des Versatzmaterials zu 
erleichtern, liegt nur Beseitigung vor.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 583-
589, beck-online)
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Bergrecht und Abfälle: 
Entsorgung radioaktiver Abfälle

Über § 126 III BBergG kommt es zur entsprechenden 
Anwendung zahlreicher bergrechtlicher Vorschriften, wenn 
radioaktive Stoffe i.S.d. AtG in unterirdische Hohlräume, die 
sich auch als behälterlose Untergrundspeicher eignen, 
eingelagert werden sollen. Insoweit erfolgt also keine Lösung 
über das KrWG (vgl. dort § 2 Abs.2 Nr.5).

U.a. finden über den Verweis in § 126 III BBergG die 
Vorschriften über die bergrechtliche Planfeststellung 
einschließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
ΰƻōƭƛƎŀǘƻǊƛǎŎƘŜƴΨ wŀƘƳŜƴōŜǘǊƛŜōǎǇƭŅƴŜƴ όƛƴǎōŜǎƻƴŘŜǊŜ § 52 
IIa, IIb, §§57a ff. BBergG i. V. m. § 1 Nr.7 UVP-V Bergbau) 
entsprechende Anwendung.

Bei Erkundungen bezüglich der Eignung eines unterirdischen 
Hohlraumes zur atomaren Endlagerung bedarf es des 
Rückgriffs auf § 126 III BBergG dann nicht, wenn es hierbei zur 
Lösung und Freisetzung von Bodenschätzen kommt. Diese 
Tätigkeiten werden von § 4 II BBergG als Gewinnung definiert, 
wobei Gewinnung objektiv zu verstehen ist und nicht durch 
eine zugrunde liegende Zweckbestimmung eingegrenzt wird.

Neben den bergrechtlichen Vorschriften sind bei der 
Errichtung von Lagern (Zwischen- und Endlagern) für atomare 
Abfälle atomrechtliche und sonstige öffentlich-rechtliche 
Voraussetzungen bei der Entscheidung über eine 
atomrechtliche Genehmigung, Planfeststellung oder 
Plangenehmigung zu prüfen.

Für die Errichtung von Anlagen zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Abfälle des Bundes ordnet § 9b 
I u. Ia i. V. m. § 9a III 1 Hs. 2 AtG eine Planfeststellung 
bzw. Plangenehmigung an. Dabei ist auch eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen (§ 9b II 
AtG).

5ƛŜ ōŜǊƎǊŜŎƘǘƭƛŎƘŜ ½ǳƭŅǎǎƛƎƪŜƛǘ όα½ǳƭŅǎǎƛƎƪŜƛǘ ŘŜǎ 
Vorhabens nach den Vorschriften des Berg- und 
¢ƛŜŦǎǇŜƛŎƘŜǊǊŜŎƘǘǎάύ ǿƛǊŘ ƛƴ § 9b V Nr.3 und § 9b Ia 4 
AtG von der Konzentrationswirkung der atomrechtlichen 
Planfeststellung bzw. Plangenehmigung des Endlagers 
gerade ausgenommen. Die bergrechtliche Zulassung 
bleibt neben der atomrechtlichen Planfeststellung 
zusätzlich erforderlich.

Eine formelle Konzentration wird allerdings dadurch 
erreicht, dass gemäß § 23d S.1 Nr.1 u. Nr.2 AtG das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgung nicht nur für 
die atomrechtliche Planfeststellung bzw. 
Plangenehmigung, sondern zudem ς freilich insoweit 
dann im Benehmen mit der zuständigen Bergbehörde 
des jeweiligen Landes ς auch für die bergrechtliche 
Zulassung zuständig ist.

(Kloepfer UmweltR, 4. Aufl. 2016, § 11 Rn. 595-597)
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Themen

Montag 18.11.24

1. Umweltrecht

2. Bergrecht

3. Wasserrecht

4. Naturschutzrecht

5. Grundstücksrecht

6. Erbbaurecht

Dienstag 19.11.24

Ökokonto/Flächenpool:

ÅAusweisungsverfahren

ÅFlächeneignung

ÅBewertung der 
ökologischen Wertigkeit

(grundsätzliches Verständnis 
der Rechtsgrundlagen und der 
angewendeten Verfahren)
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оΦ ²ŀǎǎŜǊǊŜŎƘǘ Ҧ DǊǳƴŘƭŀƎŜƴΥ 
Geltungsbereich

Gewässer i.S.d. § 2 I 1 WHG 
(auch in Teilen):

1. oberirdische Gewässer 
(= das ständig oder zeitweilig in Betten 
ŦƭƛŜǖŜƴŘŜ ƻŘŜǊ ǎǘŜƘŜƴŘŜ Χ ²ŀǎǎŜǊΣ 
§ 3 Nr. 1 WHG)

2. Küstengewässer

3. Grundwasser

Straßenseitengräben als Bestandteil der 
Straße

= Abwasseranlagen

ґ Gewässer!
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оΦ ²ŀǎǎŜǊǊŜŎƘǘ Ҧ DǊǳƴŘƭŀƎŜƴΥ 
Geltungsbereich
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Wasserrechtliche Grundlagen:
Geltungsbereich des Wasserrechts

Erweiterung des 
Geltungsbereichs

Å aus Quellen wild abfließendes Wasser 
(§ 3 Nr. 1 WHG)

Å als Heilquellen anerkannte Wasser- und 
Gasvorkommen (§ 53 I WHG)

Einschränkung des 
Wasserrechts
Å Gewässer von wasserwirtschaftlich unterge-

ordneter Bedeutung (vgl. § 1 II SächsWG)

ï Be- und Entwässerungsgräben

ï kleine Teiche und Weiher ohne 
(natürliche) Verbindung mit einem 
anderen Gewässer

ï Grundstücke, die zur Fischzucht oder 
Fischhaltung oder zu anderen nicht 
wasserwirtschaftlichen Zwecken mit 
Wasser bespannt werden und mit 
einem Gewässer nicht oder nur 
künstlich verbunden sind

ï kleine Fließgewässer bis zu einer Länge 
von 500m (Quelle bis Mündung)

Keine Planfeststellung für diese Gewässer 
erforderlich, aber Einleitungstatbestände 
bleiben bestehen!
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Wasserrecht: Tatbestände

Å Gewässerbenutzungen

ïGemeingebrauch

ïerlaubnisfreie Benutzungen

Å Ausbau

Å Unterhaltung

Å Anlagen

Å Schifffahrt

Å Wasserschutzgebiete

Å Überschwemmungsgebiete

Å Anlagen mit wassergefährdenden Stoffen
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Gewässerbenutzungen

§ 8 I WHG: Erlaubnis, Bewilligung

Die Benutzung eines Gewässers 
bedarf 

o der Erlaubnis oder 

o der Bewilligung, 

soweit nicht 

Å durch dieses Gesetz oder 

Å auf Grund dieses Gesetzes 
erlassener Vorschriften 

etwas anderes bestimmt ist. = repressives Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt
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Gewässerbenutzungen

Å Benutzungen oberirdischer Gewässer

 § 9 I Nrn. 1 ς 4 WHG (siehe rechte 
Spalte)

Å Benutzungen des Grundwassers

ï § 9 I Nr. 4 WHG

neu: Einbringen von festen
Stoffen ins Grundwasser 
(z.B. Verwendung von 
Bauprodukten im 
Grundwasserbereich)

ï § 9 I Nr. 5 WHG

§ 9 I WHG: Benutzungen i.S.d. Gesetzes 
sind

1. Entnehmen und Ableiten von Wasser 
aus oberirdischen Gewässern,

2. Aufstauen und Absenken von 
oberirdischen Gewässern,

3. Entnehmen fester Stoffe aus 
oberirdischen Gewässern, 
soweit sich dies auf die 
Gewässereigenschaften auswirkt,

4. Einbringen und Einleiten von Stoffen 
όȊΦ.Φ αInlake-Verfahren) in Gewässer 
(neu!),

5. Entnehmen, Zutagefördern, 
Zutageleiten und Ableiten von 
Grundwasser.
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Gewässerbenutzungen

Å Fiktive Benutzungen

 § 9 II WHG (siehe rechte Spalte)

ґ Maßnahmen der Unterhaltung eines 
Gewässers, soweit hierbei keine 
chemischen Mittel verwendet werden 
(§ 9 III 2 WHG)

ґ Maßnahmen, die dem Ausbau eines 
Gewässers i.S.d. § 67 II WHG dienen,
§ ф LLL м ²ID Ҧ § 68 WHG: 
Planfeststellung, Plangenehmigung 
(unbefristet!)

§ 9 II WHG: Soweit nicht bereits eine Benutzung 
nach I vorliegt, gelten als (fiktive) Benutzungen 
auch

1. das Aufstauen, Absenken und Umleiten von 
Grundwasser durch Anlagen, die hierfür 
bestimmt oder geeignet sind,

2. Maßnahmen, die geeignet sind, dauernd 
oder in einem nicht nur unerheblichen 
Ausmaß nachteilige Veränderungen der 
Wasserbeschaffenheit herbeizuführen,

3. das Aufbrechen von Gesteinen unter 
hydraulischem Druck zur Aufsuchung oder 
Gewinnung von Erdgas, Erdöl oder 
Erdwärme, einschließlich der zugehörigen 
Tiefbohrungen,

4. die untertägige Ablagerung von 
Lagerstättenwasser, das bei Maßnahmen 
nach Nr. 3 oder anderen Maßnahmen zur 
Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas 
oder Erdöl anfällt.
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Zulassung von 
Gewässerbenutzungen

Bewilligung

§ 8 I WHG repressives Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt

§ 10 I WHG Recht, ein Gewässer zu 
einem bestimmten Zweck 
in einer nach Art und 
Maß bestimmten Weise 
zu benutzen.

§ 14 WHG Besondere Vorschriften

§ 16 II WHG Ausschluss 
privatrechtlicher 
Abwehransprüche

§ 18 II WHG nur eingeschränkt 
widerruflich

Erlaubnis

repressives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt

§ 10 I WHG:Befugnis, ein Gewässer zu einem 
bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß 
bestimmten Weise zu benutzen

§ 15 WHG: öffentliches Interesse / berechtigtes 
Interesse des Gewässerbenutzers

§ 16 I WHG: nur Vorkehrungen / Entschädigung

§ 18 I WHG: Erlaubnis = widerruflich 
(aus sachlichem Grund zum Gewässerschutz)
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Materielle Voraussetzungen 
für die Erteilung von Erlaubnis und Bewilligung

§ 12 I Nr. 1 WHG

1. Die Erlaubnis und die Bewilligung 
sind zu versagen, wenn

schädliche, 

-auch durch 
Nebenbestimmungen nicht 
vermeidbare oder 

-nicht ausgleichbare

Gewässerveränderungen 
zu erwarten sind oder

§ 12 I Nr. 2 WHG

andere Anforderungen nach 
öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften nicht erfüllt werden 
(Schlusspunktentscheidung).

2. Im Übrigen steht die Erteilung der 
Erlaubnis und der Bewilligung im 
pflichtgemäßen Ermessen 
(Bewirtschaftungsermessen) 
der zuständigen Behörde.
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Schädliche Gewässerveränderungen

§ 3 Nr. 7 WHG
Gewässereigenschaften

= die auf 

Å die Wasserbeschaffenheit, 

Å die Wassermenge, 

Å die Gewässerökologie und 

Å die Hydromorphologie

bezogenen Eigenschaften 
von Gewässer(teile)n

§ 3 Nr. 10 WHG
Schädliche Gewässerveränderungen

= Veränderungen von 
Gewässereigenschaften 
(Definition siehe links), 

Å die das Wohl der Allgemeinheit, 
insbesondere die öffentliche 
Wasserversorgung, 
beeinträchtigen oder 

Å die nicht den Anforderungen 
entsprechen, die sich aus diesem 
Gesetz, aus auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen oder aus 
sonstigen wasserrechtlichen 
Vorschriften ergeben
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Gestattungsfreie Benutzungen

Tatbestand WHG SächsWG

Alte Rechte und Befugnisse §§ 20, 21

Gemeingebrauch § 25 § 16

Eigentümer- und Anliegergebrauch § 26

Übungen und Erprobungen § 8 III

Erlaubnisfreie Grundwasserbenutzung § 46 § 40

Notstand § 8 II

Fischereiliche Zwecke § 25 S. 3 Nr. 2 § 16 I 2 

18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 44



Gemeingebrauch

§ 25 WHG:
Allgemeine Voraussetzungen

Å Gemeinverträglichkeit

Å keine Beeinträchtigung des Eigentümer- und 
Anliegergebrauchs oder sonstiger Befugnisse

Å ½ǳƎŀƴƎ ȊǳƳ DŜǿŅǎǎŜǊ όαƻƘƴŜ ǊŜŎƘǘǎǿƛŘǊƛƎŜ 
.ŜƴǳǘȊǳƴƎ ŦǊŜƳŘŜǊ DǊǳƴŘǎǘǸŎƪŜάύ

Å Rechte anderer stehen nicht entgegen

§ 16 SächsWG: Gruppen gemeingebräuchlicher 
Benutzungen

Å originärer Gemeingebrauch

Å fiktiver Gemeingebrauch

Å gewidmeter Gemeingebrauch

(4) 1Die zuständige Wasserbehördekann den 
Gemeingebrauch nach I und III in seinem 
Umfang regeln und im Einzelfall ganz 
ausschließen und ihn zum Wohl der 
Allgemeinheit, insbesondere zur 
Wasserversorgung, zum Hochwasserschutz, der 
Sicherstellung der Erholung, des Schutzes der 
Natur, der Erreichung der Bewirtschaftungsziele 
oder der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung 
einschränkenoder untersagen. 2Siekann die 
Zulassung des Gemeingebrauchs von der 
Herstellung, Unterhaltung und Überwachung 
erforderlicher Einrichtungenund 
Anlagenabhängig machen.
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Allgemeinverfügung des LRA Leipzig zur 
Zulassung und Regelung des Umfangs des 

Gemeingebrauchs am Zwenkauer See
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Anforderungen an die Beseitigung von Niederschlagswasser 
durch Einleiten in oberirdische Gewässer

Gemeingebrauch

§ 25 S. 3 Nr. 1 WHG i.V.m.
§ 16 I 2 SächsWG: 
wenn Niederschlagswasser

Å aus gemeinsamen 
Anlageneingeleitet oder 

Å von gewerblich genutzten Flächen 
abgeleitet wird

soweit dadurch nicht

Å signifikante nachteilige Auswirkungen 
auf den Gewässerzustand und seine 
Nutzungsmöglichkeiten zu erwarten 
sind oder

Å der Wasserabfluss nachteilig 
beeinflusst wird

erlaubnisfreies Versickern

Å Niederschlagswasser soll ortsnah 
versickert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, 
soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen.

Å Die Voraussetzungen für das 
erlaubnisfreie Versickern sindin der 
Erlaubnisfreiheitsverordnung(ERlfrei
hVO) §§3 bis 6 geregelt.
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Anforderungen an die Beseitigung von Niederschlagswasser 
durch Einleiten ins Grundwasser

Erlaubnisfrei

Å § 46 II WHG 

Å i.V.m. einer Rechtsverordnung nach § 
23 WHG

Checkliste zur Prüfung der 
Erlaubnisfreiheit bei Versickerung von 
Niederschlagswasser

Bis zum Erlass der Rechtsverordnung 
nach § 23 WHG gilt:

Å Niederschlagswasserfreistellungs-
verordnung

Å Kommunales Satzungsrecht

Nachhaltige 
Regenwasserbewirtschaftung: 
Wasserrechtliche Grundlagen
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Gewässerausbau

§ 67 II WHG
Å S. 1: Begriff: (dauerhafte)

ï Herstellung eines Gewässers

ï Beseitigung eines Gewässers

ï wesentliche Umgestaltung eines 
Gewässers oder seiner Ufer

Å Ausnahme: vorübergehendes Gewässer, 
S. 2

Å Dem Gewässerausbau gleichgestellte 
Maßnahmen, S. 3:

ï Deichbauten

ï Dammbauten, die den 
Hochwasserabfluss beeinflussen

Zulassung
Å (unbefristete!) Planfeststellung

ï mit UVP

ï ohne UVP

Å Plangenehmigung

Å Planfeststellungsverfahren

Å abschnittsweise Zulassung

Å vorzeitiger Beginn

Å Nach WHG neu: verfahrensrechtliche 
Regelung in § 70

Å Regelung der enteignungsrechtlichen 
Vorwirkung in § 71
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Bergbauliches Wassermanagement

Vergangenheit

Um in der Lausitz in den 1980er Jahren 
nahezu 190 Millionen Tonnen Braunkohle 
pro Jahr zu gewinnen, mussten 
gleichzeitig rund 1,2 Milliarden 
Kubikmeter Wasser gehoben werden. 

Dadurch ist bis 1990 ein großes 
Grundwasserdefizit entstanden, wobei 
die Absenkung des Grundwassers 
stellenweise bis zu 100 Metern Tiefe 
erfolgte. 

Die LMBV hat diese Herausforderung für 
ihren Verantwortungsbereich damit 
quasi geerbt.

Flutungsleitung zum 
Großräschener See (2007)
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Bergbauliches Wassermanagement

Flutung
Für die Wiederherstellung eines ausgeglichenen 
Wasserhaushaltes in Mitteldeutschland und in der 
Lausitz ist es notwendig, die Grundwasserleiter und die 
Tagebauseen im Verantwortungsbereich der LMBV mit 
insgesamt bis zu 12,7 Milliarden Kubikmeter Wasser 
wieder aufzufüllen und die entstandenen 
Bergbaufolgeseen an die Vorflut anzuschließen. Durch 
Wiederauffüllung der Grundwasserleiter und durch 
Fremdflutung konnten bisher 10,7 Milliarden Kubikmeter 
Wasser zugeführt und das Defizit bis Ende 2023 auf ca. 
2,0 Milliarden Kubikmeter reduziert werden.
Das verbleibende Wasserdefizit setzt sich zusammen aus 
0,4 Milliarden Kubikmetern für noch zu füllende 
Bergbaufolgeseen und 1,6 Milliarden Kubikmeter für 
aufzufüllende Grundwasserleiter. Nach abgeschlossener 
Grundsanierung an den Tagebaurestlöchern konnte 
bisher von den 51 größeren Tagebaurestseen bei 32 der 
Endwasserstand erreicht werden. Voraussetzung für den 
Beginn der Flutung waren umfangreiche berg- und 
wasserrechtliche Genehmigungen. Um die Flutung der 
übrigen Seen zum Abschluss zu bringen, sind noch 
komplexe hydrogeologische Probleme zu bewältigen.

Entwicklung Wasserdefizit im 
Lausitzer Revier bis Ende 2023
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Bergbauliches Wassermanagement

Das Defizit wurde deutlich 
verringert

In der Lausitz konnte das ursprüngliche 
Gesamtwasserdefizit von 7,0 Milliarden 
Kubikmetern bis zum Jahr 2023 um 6,3 auf 0,7 
Milliarden Kubikmeter reduziert werden. 

Dabei überwiegt die Wiederauffüllung der 
Grundwasserleiter gegenüber der Auffüllung 
der Bergbaufolgeseen. 

Das Ausgangsdefizit von 5,7 Milliarden 
Kubikmetern wurde in Mitteldeutschland bis 
zum Jahr 2023 um 4,4 auf 1,3 Milliarden 
Kubikmeter verringert. 

Auf Grund der geologischen Situation vollzieht 
sich hier die Flutung der Restlöcher schneller 
als die Wiederauffüllung der 
Grundwasserleiter.

Flutungsleitung zum Zwenkauer 
See (2007)
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Bergbauliches Wassermanagement

Steuerung der Bergbaufolgeseen 

Die Bergbaufolgeseen der LMBV dienen 
zunehmend der Stützung des 
Wasserhaushaltes in den Einzugsgebieten 
der Spree, der Schwarzen und der Weißen 
Elster. 

Hierbei ist v.a. die Zwischenspeicherung von 
Wasser in den Bergbaufolgeseen in 
dargebotsreichen Zeiten, die Wasserabgabe 
in Niedrigwasserperioden sowie die 
Gewährleistung von Endwasserständen zu 
nennen. 

Die Steuerung der Ein- und Ausleitungen 
werden zwischen der LMBV und den 
Ländern in den dafür etablierten Gremien 
abgestimmt.

Entwicklung Wasserdefizit im 
Mitteldeutschen Revier bis Ende 2023
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Wasserwirtschaftlicher Jahresbericht 
2023

ÅBergbaufolgesee

ÅEisenreduzierung

ÅGrundwasser

Å Inlake-Behandlung

ÅWasserbehandlungsanlage

ÅWasserbeschaffenheit

ÅWasserbilanz

ÅWassererhebung

ÅWasserwirtschaftliche 
Nachsorge
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Gewässerunterhaltung

Å Umfang der Unterhaltung: § 39 WHG

Å Unterhaltungslast

ï Regelunterhaltungslast: 
§ 40 WHG, § 32 SächsWG 
(siehe rechte Spalte)

ï Sonderunterhaltungslast: 
§ 32 SächsWG

Å Übertragene und aufgeteilte 
Unterhaltungslast: §§ 33 und 34 
SächsWG

α{ǘŀŘǘ ς Land ς Cƭǳǎǎά

Gewässer erster 
Ordnung

Gewässer zweiter 
Ordnung

Anlage 3 zum 
SächsWG

alle übrigen 
Gewässer

Freistaat Sachsen Freistaat Sachsen

Betreiber des 
Hafens

wer Gewässer 
angelegt hat
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Anlagen an und in Gewässern (Begriff)

§ 36 I WHG: Anlagen in, an, über und 
unter oberirdischen Gewässern

Χ ǎƛƴŘ ǎƻ Ȋǳ ŜǊǊƛŎƘǘŜƴΣ Ȋǳ ōŜǘǊŜƛōŜƴΣ Ȋǳ 
unterhalten und stillzulegen, dass keine 
schädlichen Gewässerveränderungen zu 
erwarten sind und die 
Gewässerunterhaltung nicht mehr 
erschwert wird, als es den Umständen 
nach unvermeidbar ist. 
Anlagen i.S.v. Satz 1 sind insbesondere

1. bauliche Anlagen wie Gebäude, 
Brücken, Stege, Unterführungen, 
Hafenanlagen und Anlegestellen,

2. Leitungsanlagen,

3. Fähren.

Im Übrigen gelten die landesrechtlichen 
Vorschriften.
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Wasserschutz: 
Anforderungen der 
Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie

Die Europäische 
Wasserrahmenrichtlinie stellt das 
Medium Wasser unter besonderen 
Schutz. Die Richtlinie und ihre 
Umsetzung in den Mitgliedstaaten 
bilden das jemals größte 
europäische Projekt in der 
Wasserpolitik. Die Anforderungen 
der Richtlinie betreffen im 
erheblichen Umfang auch 
Auswirkungen des ehemaligen und 
aktiven Bergbaus in Sachsen. 

Unter anderem sind sieben der 70 
sächsischen Grundwasserkörper 
durch den Braunkohlenbergbau so 
beeinträchtigt, dass sie den nach 
der Richtlinie geforderten Zustand 
absehbar länger nicht erreichen. 
Fünf weitere Grundwasserkörper 
sind durch den früheren Abbau von 
Erzen und Steinkohle stark 
beeinträchtigt. 

Indikatoren sind u. a. hohe Arsen- 
und Schwermetallbelastungen.
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Wasserschutz: 
Handlungsrahmen der Bergbehörde

Å Bei den Sanierungsarbeiten der LMBV und den 
Umweltschutzmaßnahmen der MIBRAG mbH 
und LEAG spielt die Umsetzung von 
Maßnahmen zur Verminderung bergbaulicher 
Gewässerbelastungen eine immer wichtigere 
Rolle. Mit den Betriebsplanzulassungen auf 
verschiedenen Stufen und sonstigen 
Genehmigungen stellt das Sächsische 
Oberbergamt gegenüber diesen Unternehmen 
weitreichende Forderungen, den guten 
mengenmäßigen und chemischen Zustand der 
Wasserkörper zu erreichen.

Å Bei Maßnahmen zur Prävention von Risiken des 
Altbergbaus ist die mögliche Minderung von 
Gewässerbelastungen, insbesondere bei 
Oberflächengewässern, die die Vorflut zu 
Grubenbauen bilden, ein wesentliches Ziel. 
ZudiesemZiel trägt die Bergbehörde u. a. durch 
Herstellung dauerhaft geordneter Wassergän-
gigkeiten unter Tage bei. Das erreicht sie vor 
allem durch Sanierung wichtiger Wasserlöse-
stollen. Diese Sanierungen vermindern u. a. im 
erheblichen Umfang die an das Grubenwasser 
gebundene Mobilisierung von mit Schwermetal-
len belasteten Massen in die Vorflut.
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Themen

Montag 18.11.24

1. Umweltrecht

2. Bergrecht

3. Wasserrecht

4. Naturschutzrecht

5. Grundstücksrecht

6. Erbbaurecht

Dienstag 19.11.24

Ökokonto/Flächenpool:

ÅAusweisungsverfahren

ÅFlächeneignung

ÅBewertung der 
ökologischen Wertigkeit

(grundsätzliches Verständnis 
der Rechtsgrundlagen und der 
angewendeten Verfahren)

18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 59



4. Naturschutzrecht

Å Artikel 20a GG: Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen
Der Staat schützt auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Ordnung durch die 
Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und 
Recht durch die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung.

Å Völkerrecht:

ï Rio 1992: Übereinkommen über die 
Biologiosche Vielfalt (Convention on 
Biological Diversity ς CBD)

ï Washingtoner Artenschutzübereinkommen 
(Convention on International Trade in 
Endangered Species Wild Fauna and Flora ς 
CITES)

ï Bonner Konvention (Convention on the 
Conservation of Migratory Species of Wild 
Animals ς CMS)

ï Berner Konvention (Convention on the 
Conservation of European Wildlife and 
Natural Habitats ς BK)

Å Europarecht:

ï Vogelschutzrichtlinie (VRL)

ï Fauna-Flora-Habitat-Richlinie (FFH-RL)

ï EG-Artenschutzverordnung 338/97

ï IAS-Verordnung

ï Umwelthaftungsrichtlinie (UH-RL)

ï Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(MSR-RL)

Å Nationales Recht: 
αCǀŘŜǊŀƭƛǎƳǳǎǊŜŦƻǊƳά όнллсύ

ï Art. 74 I Nr. 29 GG: konkurrierende 
DŜǎŜǘȊƎŜōǳƴƎǎƪƻƳǇŜǘŜƴȊ Ҧ BNatSchG

ï Art. 72 III Nr. 2 GG: 
!ōǿŜƛŎƘǳƴƎǎǊŜŎƘǘ Ҧ SächsNatSchG
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Überblick zur Eingriffsregelung

1
Vermeidungsgebot

2
Minimierungsgebot

3
Kompensationsgebot
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https://www.natur.sachsen.de/eingriffsregelung-handlungsempfehlung-8109.html


Überblick zur Eingriffsregelung

ÅAusgleich + Ersatz

ÅVerursacherprinzip

ÅHANDLUNGSEMPFEHLUNG 
ZUR BEWERTUNG UND 
BILANZIERUNG VON 
EINGRIFFEN IM FREISTAAT 
SACHSEN

ÅFALLBEISPIEL ZUR 
HANDLUNGSEMPFEHLUNG
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https://www.natur.sachsen.de/eingriffsregelung-handlungsempfehlung-8109.html
https://www.natur.sachsen.de/download/Handlungsempfehlung_170709.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/Handlungsempfehlung_170709.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/Handlungsempfehlung_170709.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/Handlungsempfehlung_170709.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/Handlungsempfehlung_170709.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/fallbsp.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/fallbsp.pdf


Beispiel Vermeidung (São Nicolau)
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Gegenbeispiel St. Lucia
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Begriff Ausgleichsmaßnahme
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Beispiel Ausgleich: Bosco Verticale, Mailand
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Beispiel Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan (Ausschnitt)
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Begriff Ausgleichsmaßnahme
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Ausgleichsflächen oder -maßnahmen im 
sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplans 

(§ 9 Ia BauGB i.V.m. § 9 I Nr. 20 BauGB)

Bei Flächen, die nach den 
Hinweisen der in der Anlage 
mit der in Zi. 13.1 erläuterten 
T-Linie umgrenzt sind, 
handelt es sich um 
meldepflichtige Flächen i.S.v. 
§ 9 I Nr. 20 BauGB. 
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Begriff Ersatzmaßnahme
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Grabenrenaturierung Kornburg 
(Ausgangszustand / Maßnahme / Ergebnis)
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Grabenrenaturierung Worzeldorf 
(Ausgangszustand / Maßnahme / Ergebnis)
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Heckenpflanzung Großgründlach 
(Ausgangszustand / Ergebnis)
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Ökokonto
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Themen

Montag 18.11.24

1. Umweltrecht

2. Bergrecht

3. Wasserrecht

4. Naturschutzrecht

5. Grundstücksrecht

6. Erbbaurecht

Dienstag 19.11.24

Ökokonto/Flächenpool:

ÅAusweisungsverfahren

ÅFlächeneignung

ÅBewertung der 
ökologischen Wertigkeit

(grundsätzliches Verständnis 
der Rechtsgrundlagen und der 
angewendeten Verfahren)
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5. Grundstücksrecht

Potentiell Geschädigte von 
Bergbautätigkeiten im Tagebau 
tragen die vollständige Beweislast 
dafür, dass Schäden an ihrem 
Eigentum von tagebauspezifischen 
Tätigkeiten (bspw. 
Grundwasserabsenkung) und 
infolgedessen Bodensenkungen auf 
Grundstücken in der Umgebung der 
Tagebaue verursacht wurden.
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5. Grundstücksrecht

Der Nachweis eines Ursache- bzw. 
Wirkungszusammenhangs ist für die potentiell 
Geschädigten (hier: Gerd Jochims) schwierig 
und finanziell aufwendig.

anders § 120 I 1 BBergG: Entsteht im 
Einwirkungsbereich der untertägigen 
Aufsuchung oder Gewinnung eines 
Bergbaubetriebes oder bei einer 
bergbaulichen Tätigkeit mit Hilfe von 
Bohrungen, die nicht der Aufsuchung oder 
Gewinnung von Gasen oder Erdwärme aus 
Grubenräumen stillgelegter Bergwerke 
dienen, durch Senkungen, Hebungen, 
Pressungen oder Zerrungen der Oberfläche 
oder durch Erdrisse oder durch 
Erschütterungen ein Schaden, der seiner Art 
nach ein Bergschaden sein kann, so wird 
vermutet, daß der Schaden durch diesen 
Bergbaubetrieb verursacht worden ist.
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https://www1.wdr.de/archiv/bergbau/schaeden-braunkohle-tagebau-100.html


Bergschäden in den neuen 
Bundesländern

Das Berggesetz der DDR kannte in 
§ мф L м BergG einen 
verschuldensunabhängigen 
Schadenersatzanspruch. 

Mit dem Beitritt der DDR zur 
Bundesrepublik Deutschland ist 
dieses Gesetz außer Kraft getreten. 

Anlage I Kapitel V Sachgebiet D 
!ōǎŎƘƴƛǘǘ LLL bǊΦ м ƭƛǘΦ ƪ {Φ н ǳƴŘ3 des 
Einigungsvertrags bestimmt, dass für 
diejenigen Bergschäden, die nach 
dem 3.10.1990 entstanden sind, die 
§§ ммп ŦŦΦ ..ŜǊƎD ƎŜƭǘŜƴΦ 

Im Übrigen verbleibt es bei den 
Regelungen des DDR-Bergrechts.

Der BGH hatte Gelegenheit, diese 
Regelungen im Wege der 
Rechtsfortbildung zu präzisieren:

Danach sind die Regelungen des 
BBergG dann nicht anwendbar, wenn 
auch nur eine mitwirkende Ursache 
für den Bergschaden vor dem 
3.10.1990 gesetzt wurde. 

Soweit Schäden vor dem 
Inkrafttreten des Berggesetzes der 
DDR verursacht wurden, gilt das 
Bergrecht der DDR, sofern der 
Schaden danach entstanden ist. 
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BGH, Urteil vom 8. 7. 1999 - III ZR 159ς97 (Jena): 
Bergschäden im Gebiet der ehemaligen DDR

1. Für Bergschäden im Gebiet der 
ehemaligen DDR, die nicht ausschließlich 
nach dem 2.10.1990 verursacht worden 
sind, gilt die in § 26 I lit. b der Ersten 
Durchführungsverordnung zum 
Berggesetz der DDR bestimmte Rangfolge 
der von § 19 II DDR-BergG vorgesehenen 
Ersatzleistungen im Grundsatz fort. 
Der Ersatzberechtigte hat demnach 
zunächst nur Anspruch auf 
Wiederherstellung der früheren 
Gebrauchsfähigkeit (Reparatur) oder 
Naturalersatz (Beschaffung einer 
Ersatzsache). 
Geldersatz ist grundsätzlich erst dann zu 
leisten, wenn eine Herstellung in Natur 
nur mit unverhältnismäßigen 
Aufwendungen möglich wäre (vgl. § 251 II 
BGB).

2. Veräußert der Eigentümer das von 
solchen Bergschäden betroffene 
Grundstück vor der primär geschuldeten 
Naturalherstellung, so hat er Anspruch 
auf eine Entschädigung in Geld in 
entsprechender Anwendung des § 251 I 
BGB. 
Dabei können als Folgekosten auch 
Gutachten- und Beratungskosten 
ersatzfähig sein.

3. Nach dem Recht der ehemaligen DDR zu 
beurteilende Ersatzansprüche wegen 
Bergschäden verjähren gem. § 25 DDR-
BergG regelmäßig in zwei Jahren. 
Die Unterbrechung der Verjährung 
bestimmt sich ab dem 3. 10. 1990 nach 
den Vorschriften des BGB (§§ 208 ff.).
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https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Fnjw%2F1999%2Fcont%2Fnjw.1999.3332.1.htm&pos=18&hlwords=on


Bergschadenshaftung für einen Grundwasseranstieg in 
einer Bergbaufolgelandschaft

Bergbauunternehmen haften für Schäden aus 
einem Anstieg von Grundwasser auf der Basis 
von § 114 I BBergG, außer dieser greift 
aufgrund des Einigungsvertrages nicht. 

Die bergbauliche Tätigkeit ist adäquat kausal, 
weil der Grundwasserwiederanstieg eine 
notwendige und vorhersehbare Folge der 
gewollten Grundwasserabsenkung bildet, 
mithin auch bergbaubedingt ist. 

Soweit der Grundwasseranstieg auf 
natürlichen Abläufen beruht, wurde er doch 
zumindest bergbaulich angestoßen. 

Davon geht auch das OVG Magdeburg aus, das 
im Übrigen zur Rechtmäßigkeit einer 
Planfeststellung entschied und nicht spezifisch 
zu einer Haftung; diese spielte nur für eine 
Nebenbestimmung zum 
Planfeststellungsbeschluss eine Rolle.

Dieser Zusammenhang mit dem Bergbau 
besteht selbst bei einer tiefgreifenden 
Umgestaltung der Landschaft etwa durch 
Seen. 

Sie ist das Spiegelbild weitreichender 
Auswirkungen bergbaulicher Tätigkeit. 

Die Betroffenen können schwerlich die Last 
dafür tragen. 

Sie können auch nicht den Grundwasserstand 
absehen. Damit handelt es sich nicht um ein 
αǾƻǊƘŜǊǎŜƘōŀǊŜǎ ǳƴŘ ōŜƘŜǊǊǎŎƘōŀǊŜǎ 
.ŀǳƎǊǳƴŘǊƛǎƛƪƻέΣ ŦǸǊ Řŀǎ ŘŜǊ 
Grundstückseigentümer nach vielfältiger 
Rechtsprechung die Verantwortung trägt. 

Im Übrigen ist nicht höchstrichterlich geklärt, 
ob diese Verantwortung des 
Grundstückseigentümers auch im Verhältnis 
zum Bergbauunternehmen besteht.
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https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Flkv%2F2010%2Fcont%2Flkv.2010.49.1.htm&pos=5&hlwords=on
https://beck-online.beck.de/Dokument?vpath=bibdata%2Fzeits%2Flkv%2F2010%2Fcont%2Flkv.2010.49.1.htm&pos=5&hlwords=on


5. Grundstücksrecht

Å Mit der zunehmenden Nutzung des 
Untergrundes (zum Beispiel 
Speichermedium, natürliche Senke, 
Tiefengeothermie, CCS-Prozesskette) 
oder des Einsatzes unkonventioneller 
- bislang nicht oder nur unzureichend 
erprobter - Bergbautechnologien 
(bspw. Fracking in bestimmten 
geologischen Schichten, tertiäre 
Ölförderung) sind künftig neue 
Konflikte mit geschützten 
nachbarlichen Interessen und weitere 
Risiken für die Umwelt absehbar, die 
einer stärker am Vorsorgeprinzip 
ausgerichteten Regulierung durch 
den Bundesgesetzgeber bedürfen. 

Å Hinsichtlich des Einsatzes von 
Fracking bei der Aufsuchung und 
Gewinnung von Kohlenwasserstoffen 
aus Schiefer-, Ton- oder 
Mergelgestein sowie Kohleflözgestein 
hat der Bundesgesetzgeber reagiert 
und das Wasserhaushaltsgesetz, das 
BBergG und andere untergesetzliche 
Vorschriften punktuell angepasst.
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https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/c?tag=CCS#alphabar
http://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/
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5. Grundstücksrecht: Fracking
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Themen

Montag 18.11.24

1. Umweltrecht

2. Bergrecht

3. Wasserrecht

4. Naturschutzrecht

5. Grundstücksrecht

6. Erbbaurecht

Dienstag 19.11.24

Ökokonto/Flächenpool:

ÅAusweisungsverfahren

ÅFlächeneignung

ÅBewertung der 
ökologischen Wertigkeit

(grundsätzliches Verständnis 
der Rechtsgrundlagen und der 
angewendeten Verfahren)
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6. Erbbaurecht

§ 903 BGB
Befugnisse des Eigentümers

1) Der Eigentümer einer Sache 
kann, soweit nicht das Gesetz 
oder Rechte Dritter 
entgegenstehen, mit der Sache 
nach Belieben verfahren und 
andere von jeder Einwirkung 
ausschließen.

2) Der Eigentümer eines Tieres hat bei der Ausübung 
seiner Befugnisse die besonderen Vorschriften zum 
Schutz der Tiere zu beachten.

§ 1 ErbbauRG
[Gesetzlicher Inhalt des Erbbaurechts]

I. Ein Grundstück kann in der Weise belastet 
werden, daß demjenigen, zu dessen Gunsten 
die Belastung erfolgt, das veräußerliche und 
vererbliche Recht zusteht, auf oder unter der 
Oberfläche des Grundstücks ein Bauwerk zu 
haben (Erbbaurecht).

II. Das Erbbaurecht kann auf einen für das 
Bauwerk nicht erforderlichen Teil des 
Grundstücks erstreckt werden, sofern das 
Bauwerk wirtschaftlich die Hauptsache bleibt.

III. Die Beschränkung des Erbbaurechts auf einen 
Teil eines Gebäudes, insbesondere ein 
Stockwerk ist unzulässig.

IV. 1Das Erbbaurecht kann nicht durch auflösende 
Bedingungen beschränkt werden. 
2Auf eine Vereinbarung, durch die sich der 
Erbbauberechtigte verpflichtet, beim Eintreten 
bestimmter Voraussetzungen das Erbbaurecht 
aufzugeben und seine Löschung im Grundbuch zu 
bewilligen, kann sich der Grundstückseigentümer 
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6. Erbbaurecht
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Themen

Montag 18.11.24

1. Umweltrecht

2. Bergrecht

3. Wasserrecht

4. Naturschutzrecht

5. Grundstücksrecht

6. Erbbaurecht

Dienstag 19.11.24

Ökokonto/Flächenpool:

1. Überblick

2. Rechtsgrundlagen

3. Ausweisungsverfahren

4. Flächeneignung

5. Bewertung der 
ökologischen Wertigkeit

(grundsätzliches Verständnis 
der Rechtsgrundlagen und der 
angewendeten Verfahren)

18./19.11.24 Leipzig RA Dr. Thomas Troidl 87



1. Überblick zum Ökokonto

Å Begriff = rechtlich nicht definiert

Å Pool zu Kompensationszwecken 
geeigneter Maßnahmen, die 
bereits vor einem Eingriff 
durchgeführt werden.

Å Kompensationsflächenkataster 
(§ 4 SächsÖkoVO)

https://www.natur.sachsen.de/haufi
g-gestellte-fragen-und-
anmerkungen-8123.html 
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https://www.natur.sachsen.de/okokonto-kompensationsflachenkataster-8111.html
https://www.natur.sachsen.de/haufig-gestellte-fragen-und-anmerkungen-8123.html
https://www.natur.sachsen.de/haufig-gestellte-fragen-und-anmerkungen-8123.html
https://www.natur.sachsen.de/haufig-gestellte-fragen-und-anmerkungen-8123.html


Bilanzierungsbeispiel Nürnberg:
https://www.nuernberg.de/internet/soer_nbg/kostenerstattungsbetrag.html 
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https://www.nuernberg.de/internet/soer_nbg/kostenerstattungsbetrag.html


2. Rechtsgrundlagen

1. Bauplanungsrechtliches 
Ökokonto
Å αtimelagά ǳƴŘ α¦ƳƪŜƘǊǎŎƘǳōά ό½ƛƴǎŜƴύ

Å Beispiel Abbuchung 
(Eingriffsbebauungsplan)

ï https://mapservice.regensburg.de/date
n/bebauungsplaene/253/Dokumente/R
echtskraft/253%20-
%20Plan%20(mit%20Unterschrift).pdf

ï https://mapservice.regensburg.de/date
n/bebauungsplaene/253/Dokumente/R
echtskraft/253%20-%20Satzung.pdf (S. 
14)

ï https://mapservice.regensburg.de/date
n/bebauungsplaene/253/Dokumente/R
echtskraft/253%20-
%20Begr%C3%BCndung.pdf (S. 67 ς 73)

Å Beispiel Ausgleichsbebauungsplan

2. Naturschutzrechtliches 
Ökokonto
Å Karte der Naturraum-Haupteinheiten und 

Naturraum-Einheiten

Å Beispiel Pferdezucht- und 
Ausbildungsanlage: Gutachten und 
Baugenehmigung unter Auflagen
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https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Plan%20(mit%20Unterschrift).pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Plan%20(mit%20Unterschrift).pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Plan%20(mit%20Unterschrift).pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Plan%20(mit%20Unterschrift).pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Satzung.pdf
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https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Begr%C3%BCndung.pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Begr%C3%BCndung.pdf
https://mapservice.regensburg.de/daten/bebauungsplaene/253/Dokumente/Rechtskraft/253%20-%20Begr%C3%BCndung.pdf
2017-06-05 EAP_Pferdestall_Troidl_Korrektur_CE_DA_ohne Anlagen.doc


Rechtsgrundlagen in Brandenburg

Verordnung zur 
Durchführung von 
Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in 
Maßnahmen- und 
Flächenpools in 
Brandenburg 
(Flächenpoolverordnung)

§ 3 II FPV: Verzinsung!
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https://bravors.brandenburg.de/de/verordnungen-212442


Sächsische Ökokonto-Verordnung

ÅVerordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums für 
Umwelt und Landwirtschaft  
über das Ökokonto und das 
Kompensationsflächenkatas
ter  (SächsÖKoVO) vom 
2. Juli2008

ÅBegründung

ÅEinführungserlass
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https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/10363-Saechsische-Oekokonto-Verordnung#ef
https://www.natur.sachsen.de/download/08_06_17_Begruendung_oekokonto.pdf
https://www.natur.sachsen.de/download/einfuehrungserlass_oekokonto.pdf


Rechtsgrundlagen in Sachsen-Anhalt

Å Verordnung über die 
Anerkennung und Anrechnung 
vorzeitig durchgeführter 
Maßnahmen zur 
Kompensation von 
Eingriffsfolgen 
(Ökokonto-Verordnung)
vom 21. Januar 2005

Å Näheres zur Eingriffsregelung: 
https://lau.sachsen-
anhalt.de/naturschutz/eingriff
sregelung-oekokonto 
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https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-%C3%96koKVSTV1P1
https://lau.sachsen-anhalt.de/naturschutz/eingriffsregelung-oekokonto
https://lau.sachsen-anhalt.de/naturschutz/eingriffsregelung-oekokonto
https://lau.sachsen-anhalt.de/naturschutz/eingriffsregelung-oekokonto


Flyer
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https://lau.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MLU/LAU/Naturschutz/Eingriffsregelung-Oekokonto/Dateien/Flyer_OEkokonto.pdf


Beispiel 
aus Sachsen-Anhalt
Ist der Ausgangszustand der Maßnah-
mefläche ein ganz normales Ansaat-
grünland, so gibt es dafür sieben 
Punkte pro Quadratmeter. Zielbiotop 
ist ein Feldgehölz mit überwiegend 
heimischen Baumarten. Dafür gäbe es 
je nach Alter der Anpflanzung zum 
Zeitpunkt der Anrechnung bis zu 22 
Punkte (vgl. Richtlinie über die 
Bewertung und Bilanzierung von 
Eingriffen im Land Sachsen-Anhalt -
Bewertungsmodell Sachsen-Anhalt). 

Die anrechenbare Wertsteigerung wird 
aus der Differenz der Punkte gebildet. 
Als anrechenbare Ökopunkte wären 
das dann bis zu 15 Punkte pro 
Quadratmeter, die bei einem 
konkreten Eingriff angerechnet oder 
als Ökopunkte verkauft werden 
können.

Nach der Anrechnung - also mit der 
Verwendung als Kompensations-
maßnahme - wird sie schließlich im 
Naturschutzverzeichnis gelöscht, das 
heißtǾƻƳ αmƪƻƪƻƴǘƻϦ ŀōƎŜōǳŎƘǘ.
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https://mwu.sachsen-anhalt.de/umwelt/naturschutz/oekokonto
https://lvwa.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/LVWA/LVwA/Dokumente/4_landwirtschaftumwelt/RiLi-Bewertungsmodell.pdf


KompensationsverzeichnisSachsen-
Anhalt: der Ökokontoviewer
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https://oekokontoviewer.geolock.de/oekokontoviewer/

